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Das Wichtigste in Kürze 
 

 Die Kommission empfiehlt dem Grossen Rat einstimmig auf die Gesetzesände-
rungen einzutreten. 

 Das in der Kommission bereinigte Gesetz betreffend die Änderung des Gesetzes 
über die Volksschule wurde in der Schlussabstimmung mit 11:1 Stimmen gutge-
heissen. Drei Kommissionsmitglieder waren für die letzte Sitzung entschuldigt. 

 Der Einführung der Jokertage gemäss Motionsauftrag stimmt die Kommission ein-
stimmig zu. Eine knappe Mehrheit will dies ohne Einschränkungen. 

 Neu werden die Ferien im Gesetz geregelt, nicht mehr die Unterrichtswochen. 
 Die Lehrerinnen und Lehrer können zu maximal 8 Arbeitstagen während der un-

terrichtsfreien Zeit verpflichtet werden. 
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Allgemeines 
 
Die Kommission hat das Geschäft in 4 Sitzungen beraten. Die Grundlage dieser Geset-
zesrevision ist  die Botschaft des RR vom 3.3.15. Anlass zur Überarbeitung des Volks-
schulgesetzes war die Jokertage-Motion, die am 18.12.13 vom Rat erheblich erklärt wur-
de. Dazu kamen einige weitere hängige Anliegen, die eine Gesetzesanpassung verlang-
ten.  
 
 
Eintreten 
 
Beim Eintreten wiesen mehrere Mitglieder auf die wichtigen Aufgaben der Schule für die 
positive Entwicklung der Kinder und dabei auf die zentrale Rolle der Lehrerinnen und 
Lehrer hin. Das Berufsbild und die Belastungen der Lehrerinnen und Lehrer waren dann 
bei der Beratung der einzelnen Paragraphen auch immer wieder Anlass für Diskussio-
nen. Die Kommission stimmte einstimmig für Eintreten auf die regierungsrätliche Vorla-
ge. 
 
 
Detailberatung 
 
§ 21 Abs. 1 und 4 Zusammenwirken mit Erziehungsberechtigten 
Die Möglichkeit, neben Besprechungen und Schulbesuchen auch Informationsveranstal-
tungen für Erziehungsberechtigte obligatorisch erklären zu können, wird allgemein be-
grüsst. 
 
§ 22 Abs. 1 Erziehungsprobleme 
Bei Erziehungsproblemen soll die Schule, meist wohl die Schulleitung, an die KESB ge-
langen. Nach den gesetzlichen Vorgaben ist die KESB Adressatin. Einige Kommissi-
onsmitglieder wollten, wie die Regierung auch, ergänzend die Sozialbehörde der Ge-
meinde als Anlaufstelle einsetzen.  
 
§ 30 Abs. 3 und 4 Unterricht 
Entgegen dem RR entschied die Kommission mit knapper Mehrheit eine mögliche teil-
weise Kompensation von Schulbesuchstagen und weiteren schulischen Anlässen aus-
serhalb der ordentlichen Unterrichtszeit nicht völlig auszuschliessen. Man wolle die Ent-
scheidungsbefugnisse der Schulgemeinden nicht unnötig einschränken. 
 
Bezüglich Blockzeiten soll § 30 Abs. 4 VG dahingehend ergänzt werden, dass Blockzei-
ten auf der Primarstufe und im Kindergarten verlängert werden dürfen, etwa für den Ein-
bau des Religionsunterrichts der Landeskirchen. Damit soll eine grössere Flexibilität bei 
der Stundenplangestaltung erreicht werden.  
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§ 35 Abs. 1 - 3 Schuljahr und Ferien 
Sollen im Gesetz die Ferien oder die Schulwochen geregelt werden? Darüber wurde in 
der Kommission ausgiebig debattiert. Während die einen Kommissionsmitglieder den 
Unterricht und damit die Schulwochen ins Zentrum rücken und im Gesetz bestimmen 
wollten, sprachen sich andere für die Festlegung der Ferienwochen für die Schülerinnen 
und Schüler aus. Vornehmlich aus praktischen Gründen, auch in den Nachbarkantonen 
sind die Ferien geregelt, entschied sich die Mehrheit der Kommission für die „Ferienvari-
ante“ des Regierungsrates.  Damit wird eine Angabe zur Anzahl der Unterrichtswochen 
unnötig. Neu ist insbesondere, dass in jedem Fall zwei Wochen Weihnachtsferien ge-
währt werden. Dies dient der Klarheit bezüglich der Dauer der Weihnachtsferien und 
entspricht der Praxis vieler Angestellten, zwei Wochen Ferien über die Festtage zu be-
ziehen. 
 
Die Schule soll neu nur noch wegen lokaler traditioneller Anlässe an maximal zwei Ta-
gen ausfallen. Weiterbildung der Lehrerinnen und Lehrer hat in der unterrichtsfreien Zeit 
zu erfolgen. 
 
§ 39 Abs. 1 und 2 Finanzielle Beiträge 
Neu soll nach dem Willen der Mehrheit der Kommission eine Kostenbeteiligung für den 
Unterricht in Deutsch als Zweitsprache und für den Beizug eines Dolmetschers auferlegt 
werden. Allerdings nur dann, wenn Möglichkeiten bestanden hatten, Kurse zu besuchen, 
um die deutsche Sprache zu erlernen. Für fremdsprachige Kinder hängt die schulische 
Entwicklung zu einem wesentlichen Teil von ihren Sprachkenntnissen ab. Die Schulge-
meinden betreiben daher oftmals auf eigene Kosten einen hohen Aufwand zur sprachli-
chen Förderung solcher Kinder. Wenn nun Eltern ungenügend ihren Pflichten nachkom-
men und den Schulen daher ein zusätzlicher finanzieller Aufwand entsteht, soll eine Kos-
tenbeteiligung der Eltern verfügt werden. Die vom Regierungsrat vorgeschlagene „kann“-
Formulierung wurde mehrheitlich in eine zwingende Formulierung abgeändert. 
 
§ 41a Abs. 2 Zuständigkeiten 
Bei der Frage, für welches Alter die Schulgemeinden für die übrigen sonderpädagogi-
schen Massnahmen zuständig sind, entschied sich die Kommission für die Formulierung 
„von der frühen Kindheit bis zum Ende der Schulpflicht“. Die regierungsrätliche Formulie-
rung „von Geburt an“ schien der Kommission zu umfassend.  
 
§ 42a Abs. 1 Lernzielanpassung, § 45 Abs. 1 und 2 Vorübergehende Herausnahme 
aus der Klasse 
Neben der Schulbehörde soll neu auch die Schulleitung Lernzielanpassungen bewilligen 
können. Dies soll auch bei § 45 für die vorübergehende Versetzung in eine andere Klas-
se gelten. Damit wird das Gesetz der heutigen Praxis angepasst. 
 
§ 46 Abs. 1a Schulabsenzen 
Mit diesem Paragraph wird die erheblich erklärte Motion "Einführung von Jokertagen an 
Thurgauer Volksschulen" umgesetzt. Die Kommission diskutierte eingehend, ob diese 
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Jokertage jederzeit oder mit Einschränkungen bezogen werden dürften. Einige Kommis-
sionsmitglieder befürchten, dass wichtige gemeinschaftsbildende Anlässe ausgelassen 
werden könnten, z. B. der 1. Schultag oder ein Sporttag oder eine Schulveranstaltung 
oder ein Abschlussfest. Schliesslich wurden alle Sperrtage abgelehnt und die Kommissi-
on entschied sich, wenn auch knapp, dafür, keine Einschränkungen ins Gesetz zu 
schreiben. Auch die Idee, den Schulgemeinden die Regelung zu überlassen, wurde ab-
gelehnt, um Unterschiede von Gemeinde zu Gemeinde zu verhindern. Dass zwei Joker-
tage an zwei Kalendertagen möglich sein sollen, unabhängig davon, ob es sich um einen 
halben oder ganzen Schultag handelt, war unbestritten. Erfahrungen in andern Kantonen 
haben gezeigt, dass von vielen Schülerinnen und Schülern oft nur ein oder gar kein Jo-
kertag bezogen wird.  
 
§ 49 Abs. 4 Lehrerschaft 
Sehr ausgiebig diskutierte die Kommission die Frage, wie weit Lehrpersonen verpflichtet 
werden können, auch in der unterrichtsfreien Zeit kollektive Weiterbildung und gemein-
same Vorbereitungen zu besuchen. Der Vorschlag der Regierung mit der Verpflichtung 
von maximal 8 ganzen Arbeitstagen während der unterrichtsfreien Zeit, respektive 4 Ta-
gen für einen Beschäftigungsgrad bis 50%, fand als Kompromiss mit 11:2 Stimmen eine 
Mehrheit in der Kommission. Anträge auf Erhöhung oder Reduktion fanden keine Mehr-
heit. Betont wurde von mehreren Kommissionsmitgliedern, dass es sich um ein Maxi-
mum handle, das nicht ausgeschöpft werden müsse. Die Voranzeigefrist wurde von ei-
ner knappen Mehrheit der Kommission von 12 auf 6 Monate reduziert. Die Minderheit 
hätte keine Voranzeigefrist ins Gesetz aufnehmen wollen. 
 
§ 58 Abs. 4 Aufgaben 
Mit 9:3 Stimmen lehnt die Kommission den regierungsrätlichen Vorschlag ab, auf gesetz-
lichem Weg die Schulgemeinden zur Rekrutierung von Praxislehrpersonen zu verpflich-
ten. Gesetzlicher Zwang sei das falsche Mittel. Es müssten einvernehmliche Lösungen 
gesucht werden. 
 
§ 60 Abs. 2 Organisation und Verfahren 
Die Anpassung an die Praxis, wonach geänderte oder neue Schulgemeindeordnungen 
dem DEK zur Vorprüfung vorgelegt und bewilligt werden, wird diskussionslos gutgeheis-
sen. 
 
§ 63 Abs. 3 Schulbehörde 
Die Anpassung an die Praxis, wonach in pädagogischen Belangen nebst der Schulauf-
sicht auch andere Abteilungen des Amtes für Volksschule Unterstützung leisten, wird 
diskussionslos gutgeheissen. 
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§ 64 Abs. 3 Zusammensetzung 
Eine knappe Mehrheit der Kommission ist für die Beibehaltung der bisherigen gesetzli-
chen Regelung und will keine weiteren Einschränkungen, um die Rekrutierung von Be-
hördemitgliedern nicht weiter einzuschränken. 
 
§ 65 Abs. 2 Rechtsmittel 
Die Verfügungskompetenz ist unbestritten. 
 
Übergangsbestimmungen 
Alte Übergangsbestimmungen fallen weg. Keine Diskussion. 
 
 
 
Abschliessend danke ich allen Kommissionsmitgliedern für die engagierte Mitarbeit, RR 
M. Knill und den weiteren Vertreterinnen und Vertretern des Departements für Erziehung 
und Kultur (DEK) für die Begleitung der Verhandlungen, die gute Zusammenarbeit und 
die Protokollführung. 
 
 
 
 
 
Arbon, den 25. August 2015 Der Kommissionspräsident 
 
 Peter Gubser 
 
 
 
Beilage: 
Fassung der vorberatenden Kommission 
Synopse 
 


